910.11

Landwirtschaftsverordnung * (LwV)

vom 10. April 2001 (Stand 1. Juli 2019)

Erlassen vom Regierungsrat.

1. Aligemeine Bestimmungen

§1 Vollzugsbereich

! Diese Verordnung enthilt Bestimmungen zum Vollzug folgender Erlasse:

1. Bundesgesetz iiber die Landwirtschaft” und dazugehérige Verordnungen des
Bundes;

2. kantonales Landwirtschaftsgesetz?.

§2 Departement

! Das Departement fiir Inneres und Volkswirtschaft ist zustdndiges Departement.

§3 Landwirtschaftsamt
! Soweit nichts anderes bestimmt ist, obliegt der Vollzug dem Landwirtschaftsamt.

§ 4% BBZ Arenenberg

! Die Zusténdigkeit im Bereich Beratung sowie im fachtechnischen Vollzug der Pro-
duktionstechnik obliegt dem Bildungs- und Beratungszentrum Arenenberg (BBZ
Arenenberg).

2 Das BBZ Arenenberg fiihrt Fachstellen und Betriebe.

§5 Gemeindestelle fiir Landwirtschaft
! Jede Politische Gemeinde fiihrt eine Gemeindestelle fiir Landwirtschaft und meldet
die zustdndige Person dem Landwirtschaftsamt.

2 Die Gemeindestelle leistet Unterstiitzung bei der Betriebsstrukturdatenerhebung,
beim Pflanzenschutz und bei der Kontrolle der Produktionsvorschriften. *
1. *

2.*

* Anderungstabelle am Schluss des Erlasses
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2. Produktion und Absatz

§ 6 Unterstiitzung von Organisationen

! Als Branchen- und Selbsthilfeorganisationen werden namentlich unterstiitzt:

1.* Agro Marketing Thurgau AG;
2. Maschinen- und Betriebshelferringe.

§ 7 Produkteforderung

! Gesuche um Beitrdge im Rahmen der Produkteforderung im Sinne von § 7 des Ge-
setzes sind beim Landwirtschaftsamt einzureichen.

2 Uber Beitriige entscheidet das Departement auf Antrag des Landwirtschaftsamtes.
§8*

§9 Kennzeichnung

! Das Departement erlédsst die notwendigen Vorschriften zum Vollzug der Bestim-
mungen lber die Kennzeichnung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und ihren
Verarbeitungsprodukten.

2 Vorbehalten bleiben die Bestimmungen der Lebensmittelgesetzgebung.

3. Beratung und Betriebe *

§ 10 Aufgaben des BBZ Arenenberg
! Das BBZ Arenenberg erfiillt seine Aufgaben gemaiss Leistungsauftrag. *

§ 11 Dienstleistungen

! Die Dienstleistungen des BBZ Arenenberg stehen auch Einzelpersonen oder Grup-
pen von Personen zur Verfiigung. *

§ 12 * Betriebe

! Dem BBZ Arenenberg sind ein landwirtschaftlicher und ein obstbaulicher Betrieb
sowie eine Gértnerei angegliedert. *

2 Diese dienen insbesondere der Aus- und Weiterbildung, der angewandten For-
schung, der Beratung sowie als Anschauungsobjekte fiir die Offentlichkeit.
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4. Tierzucht und Tiergesundheit
§ 13*

§ 14 Gesundheitsdienste
! Zusténdig fiir die Belange der Gesundheitsdienste ist das Veterindramt.

2 Die Kosten der Gesundheitsdienste fiir Nutztiere werden dem Tierseuchenfonds
belastet.

5. Pflanzenschutz und Pflanzenschutzfonds

5.1. Pflanzenschutz

§ 15* Vollzug, Aus- und Weiterbildung

! Der fachtechnische Vollzug obliegt dem BBZ Arenenberg mit der entsprechenden
Fachstelle.

2Die Fachstelle sorgt insbesondere auch fiir die Aus- und Weiterbildung der
kontrollierenden Personen.

§ 16 Kontrollierende Personen

! Die kontrollierenden Personen haben im Rahmen ihrer Kontrolltdtigkeit Zutritt zu
allen Grundstiicken.

2 Fiir die Kontrolle der landwirtschaftlichen und gartenbaulichen Kulturen kann die
Fachstelle nebenamtliche Personen beiziehen.

3 Fiir die Kontrollen im Siedlungsgebiet stellen die Gemeinden geeignetes Personal
zur Verfligung.

§ 17 Anordnungen der Flurkommission

! Die Flurkommission kann gegeniiber Grundeigentiimern und Grundeigentiimerin-
nen sowie Bewirtschaftenden Anordnungen zur Bekdmpfung unerwiinschter Pflan-
zen wie Ackerkratzdisteln, Blacken, Flughafer und Quecken treffen, sofern Kulturen
auf andern Grundstiicken beeintréichtigt oder unmittelbar von Schaden bedroht sind.

§ 18 Wirtspflanzen

! Die Fachstelle bezeichnet die zu kontrollierenden oder zu bekdmpfenden Wirts-
pflanzen des Feuerbrandes und des Gitterrostes.
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2 Fiir die Kontrolle der Wirtspflanzen sowie die Bekdmpfungsmassnahmen sind zu-
standig:
1.* die Bewirtschaftenden fiir ihre Erwerbsobstanlagen und ihre Hochstamm-

Kernobstbdume;

2.* das kantonale Tiefbauamt fiir die Pflanzen entlang von Staatsstrassen;

3. die Gemeinde fiir die Pflanzen in Hausgérten und entlang von Gemeindestras-
sen;

4. die nebenamtlichen Kontrolleure und Kontrolleurinnen fiir die landwirtschaft-

lichen und gartenbaulichen Kulturen sowie fiir das iibrige Gebiet.

§ 18a*  Uberwachung und Bekimpfung des Feuerbrandes

' Der Anbau und das Anpflanzen der in Anhang 4 zu dieser Verordnung genannten

Wirtspflanzen des Feuerbrandes sind im gesamten Kantonsgebiet verboten.

2 Innerhalb von Schutzobjekten sind alle Wirtspflanzen intensiv zu {iberwachen und

es ist der Feuerbrand zu bekdmpfen. Als Bekdmpfungsmassnahmen kann die Fach-

stelle insbesondere anordnen, dass

1. befallene oder befallsverdéchtige Pflanzen vernichtet werden;

2. Wirtspflanzen, die eine konkrete Gefihrdung flir Obstkulturen und Obstgéirten
darstellen, entfernt werden.

3 Als Schutzobjekte gelten:

1. die im Anhang 5 zu dieser Verordnung aufgefiihrten Politischen Gemeinden
(Obstbauzone 1) und
2. einzelne wertvolle Bestinde von Wirtspflanzen des Feuerbrandes im iibrigen

Kantonsgebiet (Obstbauzone 2), die auf Gesuch des Grundeigentiimers oder
der Grundeigentlimerin von der Fachstelle als Schutzobjekte anerkannt wor-
den sind.
4 Das Departement legt das Verfahren und die Voraussetzungen fiir die Anerken-
nung von Schutzobjekten in der Obstbauzone 2 und die Kontroll- und Bekdmp-
fungsmassnahmen innerhalb der Schutzobjekte fest.

§ 18b *  Uberwachung und Bekimpfung des Erdmandelgrases

! Jedes landwirtschaftlich genutzte Grundstiick, das von Erdmandelgras befallen ist,
ist der Fachstelle zu melden.

2 Meldepflichtig sind die Bewirtschaftenden und die Grundeigentimerinnen und
Grundeigentiimer.

3 Wer Vorbeuge- und Bekdmpfungsmassnahmen ergreift, hat die Fachstelle vorgén-
gig einzubeziehen.

4 Die befallenen Grundstiicke werden im ThurGIS &ffentlich einsehbar eingetragen.
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5.2. Pflanzenschutzfonds

§ 19 Zweck

I Der Pflanzenschutzfonds dient der Deckung von Schiden gemiss § 14 Absatz 1
des Gesetzes" sowie der Finanzierung von Vorbeuge- und Bekimpfungsmassnah-
men.

§ 20 Beitragseinzug, gesamter Beitrag

! Der Regierungsrat entscheidet entsprechend dem Fondsbestand iiber die Aufnahme
und Einstellung des Beitragseinzuges sowie die Hohe des gesamten Beitrages.

2 Die Beitrdge des Kantons, der Gemeinden und der Bewirtschaftenden betragen je
ein Drittel des gesamten Beitrages.

§ 21 Beitrdge der Gemeinden
! Die Beitrige der einzelnen Gemeinden bemessen sich nach der Wohnbevdlkerung.

§ 22 Beitragspflicht

! Beitragspflichtig sind Bewirtschaftende mit einer Nutzfliche von mindestens einer
Hektare bei landwirtschaftlich und gartenbaulich genutztem Boden sowie 0,5 Hekt-
aren bei Spezialkulturen wie Obst, Reben und Beeren.

§ 23 Beitrdge der Bewirtschaftenden
! Die Beitrige der einzelnen Bewirtschaftenden bemessen sich nach der Nutzfliche.

2 Fiir Spezialkulturen im Sinne des Bundesrechtes werden entsprechend der Ertrags-
kraft hohere Beitrdge erhoben.

§ 24 Ausschluss des Entschddigungsanspruchs

! Ein Entschidigungsanspruch ist ausgeschlossen fiir:

1. Bewirtschaftende, die ihr Land in der jéhrlich stattfindenden landwirtschaftli-
chen Betriebsstrukturerhebung nicht deklariert haben;

2. Bewirtschaftende, die beim letzten Beitragseinzug nicht beitragspflichtig wa-
ren oder keine Beitrige geleistet haben;

3. Schiden an Zier- und Wildpflanzen.

D RB910.1
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§ 25 Schitzungskommission

! Zur Ermittlung der Schidden wihlt das Departement auf Amtsdauer eine aus fiinf
Mitgliedern bestehende Schiatzungskommission.

2 Die Kommission konstituiert sich selbst und kann in besonderen Fillen weitere
Fachleute beizichen.

§ 26 Schadenvergiitung

1 Uber die Vergiitung von Schiiden entscheidet das Landwirtschaftsamt auf Antrag
der Schitzungskommission oder der Fachstelle.

§ 27 Kiirzung oder Verweigerung

' Das Landwirtschaftsamt kiirzt oder verweigert die Vergiitung von Schidden nach
Massgabe von § 15 Absatz 2 des Gesetzes.

2 Der Regierungsrat bezeichnet die geféhrdeten Gebiete und die anfélligen Kulturen.

§ 28 Zahlungen an Vorbeugung und Bekdmpfung

1 Uber Zahlungen an Vorbeuge- und Bekimpfungsmassnahmen entscheidet das
Landwirtschaftsamt auf Antrag der Fachstelle.

2 Massgebend sind die Bestimmungen und Ansétze des Bundes und, soweit solche
fehlen, diejenigen des Kantons. *

3 Die kantonalen Bestimmungen und Ansétze werden vom Landwirtschaftsamt erlas-
sen beziechungsweise festgelegt. *
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6. Vollzug von Bundesrecht

6.1. Direktzahlungen und Kontrollen *

§ 29* Direktzahlungen

! Das Landwirtschaftsamt fiihrt die notwendigen Erhebungen und Berechnungen
durch und besorgt die Auszahlungen.

§ 30 % Kontrollen

! Das Landwirtschaftsamt ist die Koordinationsstelle geméss Artikel 7 der eidgends-
sischen Verordnung iiber die Koordination der Kontrollen auf Landwirtschaftsbe-
trieben"). *

2 Die Kontrollstelle fiir Okomassnahmen und Labelproduktion (KOL) des Landwirt-
schaftsamtes oder andere vom Landwirtschaftsamt beauftragte Kontroll- oder In-
spektionsstellen fiihren die vom Bund vorgeschriebenen Kontrollen durch. *

3 Die betreffenden Stellen setzen die kontrollierenden Personen ein und sorgen fiir
deren Aus- und Weiterbildung.

§ 30a*  Externe Kontrollkosten

! Die externen Kontrollkosten der KOL gemaéss § 19 Absatz 2 des Gesetzes werden
mit Pauschalbetrdgen abgegolten.

2 Fiir die Kontrolle des 6kologischen Leistungsnachweises (OLN) wird pro Jahr ein
Pauschalbetrag in der Hohe von zwei Promille der fiir dieses Jahr brutto berechneten
Direktzahlungen erhoben, mindestens aber Fr. 100.— pro Betrieb und Jahr.

3 Zusitzlich werden Pauschalbetrdge von je Fr. 20.— pro Jahr und Direktzahlungsart

fiir die Kontrollen von angemeldeten Programmen fiir folgende Direktzahlungsarten
erhoben:

1. Beitrag fiir extensive Produktion von Getreide, Sonnenblumen, Eiweisserbsen,
Ackerbohnen und Raps;

2. Beitrag fiir graslandbasierte Milch- und Fleischproduktion;

3. Tierwohlbeitrag BTS pro Tiergattung (maximal zwei Tiergattungen pro
Betrieb);

4.  Tierwohlbeitrag RAUS pro Tiergattung (maximal zwei Tiergattungen pro
Betrieb);

5. Beitrag fiir emissionsmindernde Ausbringverfahren;

6.  Beitrag fiir schonende Bodenbearbeitung.

D SR 910.15
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4 Fiir zusétzliche Kontrollen geméss Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung
iiber die Koordination der Kontrollen auf Landwirtschaftsbetrieben?, die aufgrund
von Mingeln bei fritheren Kontrollen durchgefiihrt werden, wird ein Pauschalbetrag
von Fr. 250.— erhoben.

6.2. Weinwirtschaft

§ 31* Vollzug

' Der fachtechnische Vollzug sowie der Vollzug der Bestimmungen iiber die
kontrollierte Ursprungsbezeichnung (Appellation d’origine contr6lée, AOC) obliegt
gemiss Leistungsvereinbarung zwischen den Kantonen Schaffhausen, Thurgau und
Ziirich der Fachstelle Rebbau SH-TG-ZH. Die Fachstelle erldsst im Auftrag des
Landwirtschaftsamtes die entsprechenden Weisungen. *

2 Die Buch- und Kellerkontrolle obliegt der Kontrollstelle geméass Artikel 36 der

Verordnung {iber den Rebbau und die Einfuhr von Wein?. *

§ 32* Rebbaukataster
! Die Fachstelle fiihrt im Auftrag des Landwirtschaftsamtes den Rebbaukataster.

2 Flachen werden aus dem Kataster geloscht, wenn sie seit mehr als zehn Jahren
nicht mehr bestockt sind. *

§ 33 Neuanpflanzungen *

! Neuanpflanzungen von Reben fiir die Weinerzeugung auf einer Fliche von mindes-
tens 100 m? bediirfen einer Bewilligung. Gesuche um Erteilung einer Bewilligung
sind spétestens sechs Monate vor der Neuanpflanzung bei der Fachstelle einzurei-
chen. *

2 Neuanpflanzungen von Reben auf einer Fliche von mindestens 100 m?, die nicht
der Weinerzeugung dienen, sowie Neuanpflanzungen von Reben auf einer Flache
von mindestens 100 m? und hochstens 400 m?, deren Produkte ausschliesslich fiir
den Eigenverbrauch der bewirtschaftenden Person bestimmt sind, sind nicht bewilli-
gungspflichtig, sind aber spétestens sechs Monate vor der Neuanpflanzung der Fach-
stelle zu melden. *

3 Die Fachstelle holt die Stellungnahmen der Berufsorganisationen ein, priift die Ge-
suche und stellt beim Landwirtschaftsamt Antrag, ob das Gesuch gutzuheissen oder
abzuweisen sei. *

D SR 910.15
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4 Das Landwirtschaftsamt hort das Amt fiir Raumentwicklung an und entscheidet an-
schliessend iiber die Gesuche. *

5 Das Landwirtschaftsamt regelt die Bewilligungskriterien. *

§ 34 Erneuerungen

! Erneuerungen von Rebfldchen sind bis spitestens 31. Mai der Fachstelle zu mel-
den. *

§ 35 Weinlesekontrolle

' Bei der Weinlesekontrolle hat die Einkellerin oder der Einkellerer die einzelnen
Traubensorten zu erfassen und diese der Fachstelle nach deren Vorgaben innert einer
Frist von sieben Tagen nach dem Erntetermin zu iibermitteln. Die Trauben werden
gewogen. *

2 Die Fachstelle tiberwacht die Weinlesekontrolle, setzt die kontrollierenden Perso-
nen ein und sorgt fiir deren Aus- und Weiterbildung. *

3 Die Kosten der Uberwachung triigt das Landwirtschaftsamt. *

§ 36* Kontrollierte Ursprungsbezeichnung
! Wird Wein aus dem Kanton Thurgau mit der kontrollierten Ursprungsbezeichnung
bezeichnet, ist die kontrollierte Ursprungsbezeichnung Thurgau zu verwenden.

2 Als kontrollierte Ursprungsbezeichnung Thurgau werden folgende Bezeichnungen
anerkannt:

1. kontrollierte Ursprungsbezeichnung Thurgau,
2.* KUB Thurgau,

3.* AOC Thurgau oder

4.* Appellation d’origine contr6lée Thurgau.

5. L

3 Der Wein kann neben der kontrollierten Ursprungsbezeichnung Thurgau mit einer
Zusatzbezeichnung geméss § 36a Ziffer 2 oder 3 versehen werden.

§ 36a*  Gebietsbezeichnungen
! In den Anhédngen zu dieser Verordnung werden festgelegt:

I.* ..

2. Zusatzbezeichnungen zur kontrollierten Ursprungsbezeichnung Thurgau nach
Gemeinden, ehemaligen Gemeinden oder Ortsteilen (Anhang 2);

3. Zusatzbezeichnungen zur kontrollierten Ursprungsbezeichnung Thurgau nach
Reblagen (Anhang 3).
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§ 36a"s * Weinspezifische Begriffe
! Es werden folgende Begriffe definiert:

1.

Auslese: Wein mit kontrollierter Ursprungsbezeichnung, der aus Trauben
iberdurchschnittlicher Qualitdt stammt oder einem speziellen Kelterungsver-
fahren unterzogen wurde. Die Kriterien sind zu dokumentieren.

Reserve / Réservé / Riserva: Wein mit kontrollierter Ursprungsbezeichnung,
der nach einem Reifungsprozess von mindestens 18 Monaten ab dem 1. Okto-
ber des Erntejahres fiir Rotweine beziehungsweise von 12 Monaten ab dem
1. Oktober des Erntejahres fiir Weissweine auf den Markt gelangt.

Spitlese: Wein mit kontrollierter Ursprungsbezeichnung aus Trauben, deren
natiirliches Mostgewicht mindestens 3 °Oe iiber dem Betriebsdurchschnitt der
Weinbezeichnung der verwendeten Sorten liegt. Als Weinbezeichnung gilt die
kontrollierte Ursprungsbezeichnung, gegebenfalls ergénzt mit einer Zusatzbe-
zeichnung gemdss § 36a Absatz 1 Ziffer 2 (Anhang 2) oder Ziffer 3 (An-
hang 3).

Vin doux naturel: Likdrwein nach Massgabe von Artikel 84 der Verordnung
des EDI iiber Getrinke". Jede Anreichung beziehungsweise Konzentration ist
verboten.

Roséwein mit kontrollierter Ursprungsbezeichnung: Roséwein, der mit hochs-
tens 10 Prozent Schweizer Weisswein verschnitten ist.

Schaumweine und Perlweine mit kontrollierter Ursprungsbezeichnung:
Schaumweine und Perlweine, die aus Trauben, Traubenmost oder Stillweinen
hergestellt werden, welche die Bestimmungen fiir Weine mit kontrollierter Ur-
sprungsbezeichnung erfiillen.

Likdrwein mit kontrollierter Ursprungsbezeichnung: Likérwein, der mit
hochstens 10 Prozent Schweizer Traubengut verschnitten ist, das zur Herstel-
lung des Traubenmosts, Weins, neutralen Alkohols oder Destillats verwendet
wird.

§ 36b*  Meldepflicht

! Wein erzeugende Betriebe, die die kontrollierte Ursprungsbezeichnung verwenden
wollen, haben sich bis spitestens 31. Mérz des betreffenden Jahres bei der Fachstelle
anzumelden. *

2 Will der angemeldete Betrieb die kontrollierte Ursprungsbezeichnung nicht mehr
verwenden, hat er sich bei der Fachstelle abzumelden. *

§ 36c*  Anbaumethoden, Weinbereitung
! Als Anbaumethoden sind Stickelbau, Drahtbau und Terrassenanlagen zugelassen.

D SR 817.022.12
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2 Weine mit kontrollierter Ursprungsbezeichnung diirfen maximal um 2.5 Volumen-
prozent auf maximal 15 Volumenprozent angereichert werden. *

3 Der Gehalt an fliichtiger Essigsdure darf folgende Werte nicht iiberschreiten, wobei

1 Millidquivalent 0.06 Gramm pro Liter fliichtiger Séure entspricht: *

1. 18 Millidquivalent pro Liter bei teilweise vergorenem Traubenmost sowie bei
Weisswein und Roséwein;

2. 20 Millidquivalent pro Liter bei Rotwein;

3. 30 Millidquivalent pro Liter bei Siisswein;

4. 35 Millidquivalent pro Liter bei Eiswein;

4 Zur Bereitung von Weinen mit kontrollierter Ursprungsbezeichnung sind die Ver-
fahren erlaubt, die im Anhang 9 der Verordnung des EDI iiber Getranke aufgelistet
und in dessen Anlagen 1 bis 16 geregelt sind. *

5 Die Siissung von Weinen mit kontrollierter Ursprungsbezeichnung ist zugelassen,
wenn die Bedingungen nach Anlage 11 zu Anhang 9 der Verordnung des EDI {iber
Getréinke erfiillt sind. *

§ 36d * Mischverhéltnis

! Weine mit kontrollierter Ursprungsbezeichnung Thurgau miissen aus dem Kanton
Thurgau stammen. *

2 Weine mit kontrollierter Ursprungsbezeichnung Thurgau kdnnen zusitzlich die Be-
zeichnung nach einer Gemeinde, einer ehemaligen Gemeinde oder einem Orts-
teil geméss Anhang 2 tragen. In diesem Fall miissen 60 Prozent des Weines aus der
betreffenden Gemeinde, ehemaligen Gemeinde oder dem betreffenden Ortsteil und
der restliche Teil aus den iibrigen Gebieten des Kantons Thurgau stammen. *

3 Weine mit kontrollierter Ursprungsbezeichnung Thurgau koénnen zusétzlich die Be-
zeichnung nach einer Reblage geméss Anhang 3 tragen. In diesem Fall muss der
Wein aus dieser Reblage stammen. *

4 Vorbehalten bleibt die Regelung des Verschnitts nach Artikel 27d der Verordnung
iiber den Rebbau und die Einfuhr von Wein (Weinverordnung) . Als Verschnitt gilt
die gesamte Menge zugefiihrten Weines einer anderen Herkunft. *

§ 36e *  Analyse und sensorische Priifung

! Weine, die eine kontrollierte Ursprungsbezeichnung beanspruchen, werden einer
Analyse und sensorischen Priifung unterzogen. Analyse und Priifung erfolgen am
verkaufsfertigen Wein und gelten fiir das betreffende Los.

2 Die Analyse umfasst mindestens den Alkoholgehalt und die gesamte schweflige
Séure gemass den Anforderungen der Lebensmittelgesetzgebung. *

D' SR 916.140
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3 Die sensorische Priifung umfasst Aussehen, Geruch, Geschmack und Gesamtein-
druck nach dem 100-Punkteschema. Die Mindestpunktzahl betrdgt 65 Punkte. *

¢ Die Betriebe sind verpflichtet, ihre Weine kostenlos zur Verfiigung zu stellen.

5 Die Analyse und die sensorische Priifung werden durch eine vom Landwirtschaft-
samt beauftragte Stelle durchgefiihrt. *

§ 36f*  Ergebnis der Priifung, Ausschluss

! Die Fachstelle ero6ffnet den Betrieben die Ergebnisse der Analyse und der sensori-
schen Priifung und ordnet die gestiitzt auf die vorliegende Verordnung erforderli-
chen weinrechtlichen Massnahmen mittels Entscheid an. *

2 Geniigt ein Los Wein den weinrechtlichen Anforderungen gemiss der vorliegenden
Verordnung nicht, kann es von der Verwendung der kontrollierten Ursprungsbe-
zeichnung ausgeschlossen werden. *

3 Der Entscheid der Fachstelle kann mit Einsprache an das Landwirtschaftsamt wei-
tergezogen werden.

§ 36g*  Kostenpflicht, Gebiihrentarif

! Das Analyse- und Priifungsverfahren fiir Weine mit kontrollierter Ursprungsbe-
zeichnung ist kostenpflichtig. Die Kosten werden mit dem Entscheid der Fachstelle
gemdss § 36f Absatz 1 in Rechnung gestellt. *

2 Das Landwirtschaftsamt erldsst einen Gebiihrentarif. *

§ 36h *  Grenziibergreifende Rebflachen

! Bei Rebflédchen, die sich iiber die Kantonsgrenze hinaus erstrecken, kann das De-
partement die Verwendung der kontrollierten Ursprungsbezeichnung Thurgau fiir
die ganze Rebflache bewilligen, sofern eine entsprechende geografische Einheit ge-
geben ist und der betroffene Nachbarkanton zustimmt.

§ 36i*  Wein mit Fantasiebezeichnung

! Fantasiebezeichnungen fiir Wein sind zuldssig, sofern sie keine Ursprungs- oder
Herkunftsbezeichnungen vortduschen und die Anforderungen der eidgendssischen
Lebensmittelgesetzgebung eingehalten sind.

2 Nicht zuldssig sind insbesondere geografische Bezeichnungen, Abbildungen oder
Begriffe mit Ahnlichkeiten zu Zusatzbezeichnungen geméss § 36a Ziffern 2 und 3. *

§ 37* Rebsortenliste, Mengenbegrenzung und Mindestzuckergehalt
! Die Fachstelle fiihrt die Liste der zugelassenen Rebsorten. *

12
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2 Das Landwirtschaftsamt legt bis spatestens 30. Juni jeden Jahres die Hochstmen-
gen und die Mindestzuckergehalte fest. *

3 Die Festlegung erfolgt auf Antrag der Fachstelle, welche die Berufsorganisationen
anhort.

6.3. Investitionskredite und Betriebshilfe

§ 38 Vollzugsiibertragung

! Der Vollzug der bundesrechtlichen Bestimmungen {iber die Gewdhrung von Inves-
titionskrediten und Betriebshilfedarlehen wird der Genossenschaft fiir landwirt-
schaftliche Investitionskredite und Betriebshilfe (GLIB) iibertragen.

2 Das Departement beaufsichtigt den Vollzug und kann Weisungen erteilen.

§ 39 Leistungsvereinbarung
! Das Departement schliesst mit der GLIB eine Leistungsvereinbarung ab.
2 Die Leistungsvereinbarung bedarf der Genehmigung durch den Regierungsrat.

§ 40 Kantonsvertretung
! Dem Kanton ist im Vorstand der GLIB eine angemessene Vertretung einzurdumen.
2 Der Regierungsrat bezeichnet die den Kanton vertretenden Personen.

§ 41 Genehmigungs- und Mitteilungspflicht
! Die Statuten der GLIB bediirfen der Genehmigung durch den Regierungsrat.

§ 42 Personelles

' Die Anstellungs- und Besoldungsbedingungen richten sich nach den Bestimmun-
gen fiir das Staatspersonal.

§ 43 * Haftung

! Die Haftung der GLIB sowie die Verantwortlichkeit ihrer Organe und Angestellten
richten sich nach dem Gesetz iiber die Verantwortlichkeit (Verantwortlichkeitsge-
setz)! .

D RB 1703
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7. Schlussbestimmungen

§ 44* Ubergangsbestimmung

! Weine aus bis und mit im Jahr 2013 geernteten Trauben diirfen nach dem bisheri-
gen Recht erzeugt und vermarktet werden. *

2 Sie diirfen noch bis zur Erschopfung der Bestidnde an die Konsumenten und Konsu-
mentinnen abgegeben werden.

§ 45
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Anderungstabelle - Nach Paragraph

Element Beschluss Inkrafttreten Anderung Amtsblatt

Erlass 10.04.2001 01.05.2001 Erstfassung ABL. 16/2001
Erlasstitel 25.06.2019 01.07.2019 geédndert ABIL. 26/2019
§4 07.03.2006 01.01.2006 gedndert ABIL. 10/2006
§4 11.12.2007 01.01.2008 geédndert ABIL. 50/2007
§ 5 Abs.2 23.09.2014 01.10.2014 geédndert ABIL. 39/2014
§5Abs. 2, 1. 23.09.2014 01.10.2014 aufgehoben ABIL. 39/2014
§ 5 Abs. 2,2. 23.09.2014 01.10.2014 aufgehoben ABIL. 39/2014
§ 6 Abs. 1, 1. 11.12.2007 01.01.2008 gedndert ABL. 50/2007
§8 11.12.2007 01.01.2008 aufgehoben ABIL. 50/2007
Titel 3. 07.03.2006 01.01.2007 gedndert ABIL. 10/2006
§ 10 Abs. 1 11.12.2007 01.01.2008 geédndert ABIL. 50/2007
§ 11 Abs. 1 11.12.2007 01.01.2008 geédndert ABIL. 50/2007
§12 07.03.2006 01.01.2007 gedndert ABL. 10/2006
§ 12 Abs. 1 11.12.2007 01.01.2008 geédndert ABIL. 50/2007
§13 23.09.2014 01.10.2014 aufgehoben ABL. 39/2014
§15 11.12.2007 01.01.2008 geédndert ABIL. 50/2007
§ 18 Abs. 2, 1. 17.11.2009 01.01.2010 geédndert ABIL. 47/2009
§ 18 Abs. 2, 2. 17.11.2009 01.01.2010 gedndert ABL. 47/2009
§ 18a 17.11.2009 01.01.2010 geédndert ABIL. 47/2009
§ 18b 25.06.2019 01.07.2019 eingefligt ABL. 26/2019
§ 28 Abs. 2 25.06.2019 01.07.2019 geédndert ABIL. 26/2019
§ 28 Abs. 3 25.06.2019 01.07.2019 eingefligt ABIL. 26/2019
Titel 6.1. 17.11.2009 01.01.2010 geédndert ABIL. 47/2009
§29 17.11.2009 01.01.2010 geédndert ABIL. 47/2009
§ 30 17.11.2009 01.01.2010 gedndert ABL. 47/2009
§ 30 Abs. 1 11.12.2007 01.01.2008 geédndert ABIL. 50/2007
§ 30 Abs. 1 23.09.2014 01.10.2014 gedndert ABL. 39/2014
§ 30 Abs. 2 23.09.2014 01.10.2014 geédndert ABIL. 39/2014
§ 30 Abs. 2 15.12.2015 01.01.2016 geédndert ABL. 51/2015
§ 30a 15.12.2015 01.01.2016 eingefiigt ABL. 51/2015
§ 31 11.12.2007 01.01.2008 geédndert ABIL. 50/2007
§31 Abs. 1 23.09.2014 01.10.2014 gedndert ABL. 39/2014
§31 Abs. | 25.06.2019 01.07.2019 geédndert ABIL. 26/2019
§31 Abs. 2 23.09.2014 01.10.2014 gedndert ABL. 39/2014
§ 31 Abs. 2 25.06.2019 01.07.2019 geédndert ABL. 26/2019
§32 11.12.2007 01.01.2008 geédndert ABIL. 50/2007
§32 22.06.2010 01.07.2010 gedndert ABL. 25/2010
§ 32 Abs. 2 23.09.2014 01.10.2014 geédndert ABIL. 39/2014
§ 32 Abs. 2 25.06.2019 01.07.2019 gedndert ABL. 26/2019
§33 25.06.2019 01.07.2019 Titel gedndert ABIL. 26/2019
§ 33 Abs. | 25.06.2019 01.07.2019 geédndert ABIL. 26/2019
§ 33 Abs. 2 25.06.2019 01.07.2019 gedndert ABL. 26/2019
§ 33 Abs. 3 25.06.2019 01.07.2019 geédndert ABIL. 26/2019
§ 33 Abs. 4 25.06.2019 01.07.2019 eingefligt ABL. 26/2019
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Element Beschluss Inkrafttreten Anderung Amtsblatt

§ 33 Abs. 5 25.06.2019 01.07.2019 eingefiigt ABIL. 26/2019
§ 34 Abs. 1 25.06.2019 01.07.2019 geéndert ABIL. 26/2019
§ 35 Abs. 1 25.06.2019 01.07.2019 geédndert ABIL. 26/2019
§ 35 Abs. 2 11.12.2007 01.01.2008 geédndert ABIL. 50/2007
§ 35 Abs. 2 25.06.2019 01.07.2019 geédndert ABIL. 26/2019
§ 35 Abs. 3 25.06.2019 01.07.2019 eingefiigt ABIL. 26/2019
§ 36 11.12.2007 01.01.2008 geéndert ABIL. 50/2007
§ 36 22.06.2010 01.07.2010 geédndert ABIL. 25/2010
§36 Abs.2,2.  |23.09.2014 01.10.2014 geéndert ABL. 39/2014
§36 Abs.2,3.  [23.09.2014 01.10.2014 geédndert ABIL. 39/2014
§36 Abs.2,4.  |23.09.2014 01.10.2014 geédndert ABL. 39/2014
§36 Abs.2,5. [23.09.2014 01.10.2014 aufgehoben ABIL. 39/2014
§ 36a 11.12.2007 01.01.2008 eingefiigt ABIL. 50/2007
§ 36a 22.06.2010 01.07.2010 geéndert ABL. 25/2010
§36a Abs. 1, 1. [23.09.2014 01.10.2014 geédndert ABIL. 39/2014
§36a Abs. 1, 1. |25.06.2019 01.07.2019 aufgehoben ABIL. 26/2019
§ 36adis 23.09.2014 01.10.2014 eingefiigt ABIL. 39/2014
§ 36a" Abs. 1, |25.06.2019 01.07.2019 gedndert ABIL. 26/2019
4.

§ 36ab Abs. 1, |25.06.2019 01.07.2019 eingefiigt ABIL. 26/2019
5.

§ 36a" Abs. 1, |25.06.2019 01.07.2019 eingefligt ABI. 26/2019
6.

§ 36ab Abs. 1, |25.06.2019 01.07.2019 eingefligt ABL. 26/2019
7.

§ 36b 11.12.2007 01.01.2008 eingefiigt ABL. 50/2007
§ 36b 22.06.2010 01.07.2010 geédndert ABIL. 25/2010
§ 36b Abs. 1 25.06.2019 01.07.2019 geédndert ABIL. 26/2019
§ 36b Abs. 2 23.09.2014 01.10.2014 eingefiigt ABIL. 39/2014
§ 36¢ 11.12.2007 01.01.2008 eingefiigt ABIL. 50/2007
§ 36¢ 22.06.2010 01.07.2010 geédndert ABL. 25/2010
§ 36¢c Abs. 2 23.09.2014 01.10.2014 geédndert ABIL. 39/2014
§ 36¢c Abs. 3 23.09.2014 01.10.2014 eingefligt ABL. 39/2014
§ 36¢c Abs. 4 23.09.2014 01.10.2014 eingefiigt ABIL. 39/2014
§ 36¢ Abs. 4 25.06.2019 01.07.2019 geédndert ABL. 26/2019
§ 36¢ Abs. 5 25.06.2019 01.07.2019 eingefiigt ABL. 26/2019
§ 36d 11.12.2007 01.01.2008 eingefiigt ABIL. 50/2007
§ 36d 22.06.2010 01.07.2010 geédndert ABIL. 25/2010
§ 36d Abs. 1 23.09.2014 01.10.2014 geédndert ABIL. 39/2014
§ 36d Abs. 2 23.09.2014 01.10.2014 geédndert ABIL. 39/2014
§ 36d Abs. 2 25.06.2019 01.07.2019 gedndert ABL. 26/2019
§ 36d Abs. 3 23.09.2014 01.10.2014 geédndert ABIL. 39/2014
§ 36d Abs. 4 23.09.2014 01.10.2014 geédndert ABL. 39/2014
§ 36d Abs. 4 25.06.2019 01.07.2019 geédndert ABIL. 26/2019
§ 36e 11.12.2007 01.01.2008 eingefiigt ABL. 50/2007
§ 36e Abs. 2 22.06.2010 01.07.2010 gedndert ABL. 25/2010
§ 36e Abs. 3 22.06.2010 01.07.2010 geédndert ABL. 25/2010
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Element Beschluss Inkrafttreten Anderung Amtsblatt
§ 36e Abs. 3 23.09.2014 01.10.2014 geédndert ABIL. 39/2014
§ 36e Abs. 5 23.09.2014 01.10.2014 eingefiigt ABL. 39/2014
§ 36e Abs. 5 25.06.2019 01.07.2019 geédndert ABIL. 26/2019
§ 36f 11.12.2007 01.01.2008 eingefiigt ABIL. 50/2007
§ 36f Abs. 1 23.09.2014 01.10.2014 geédndert ABIL. 39/2014
§ 36f Abs. 2 23.09.2014 01.10.2014 geédndert ABIL. 39/2014
§ 36g 11.12.2007 01.01.2008 eingefiigt ABIL. 50/2007
§ 36g Abs. 1 23.09.2014 01.10.2014 geédndert ABIL. 39/2014
§ 36g Abs. 2 23.09.2014 01.10.2014 geéndert ABI. 39/2014
§ 36h 22.06.2010 01.07.2010 geédndert ABIL. 25/2010
§ 36i 11.12.2007 01.01.2008 geédndert ABL. 50/2007
§ 361 Abs. 2 22.06.2010 01.07.2010 geédndert ABIL. 25/2010
§ 37 22.06.2010 01.07.2010 geédndert ABL. 25/2010
§ 37 Abs. 1 25.06.2019 01.07.2019 geéndert ABIL. 26/2019
§ 37 Abs. 2 25.06.2019 01.07.2019 geédndert ABIL. 26/2019
§43 09.12.2003 01.06.2004 geédndert ABIL. 50/2003
§ 44 22.06.2010 01.07.2010 geédndert ABIL. 25/2010
§ 44 Abs. 1 23.09.2014 01.10.2014 geédndert ABIL. 39/2014
Anhang 1 23.09.2014 01.10.2014 Name und Inhalt | ABL 39/2014
gedndert
Anhang 1 25.06.2019 01.07.2019 aufgehoben ABIL. 26/2019
Anhang 2 23.09.2014 01.10.2014 Name und Inhalt | ABL. 39/2014
gedndert
Anhang 2 25.06.2019 01.07.2019 Inhalt gedndert | ABI. 26/2019
Anhang 3 25.06.2019 01.07.2019 Inhalt gedndert | ABI. 26/2019

17



	1. Allgemeine Bestimmungen
	§ 1 Vollzugsbereich
	§ 2 Departement
	§ 3 Landwirtschaftsamt
	§ 4 * BBZ Arenenberg
	§ 5 Gemeindestelle für Landwirtschaft

	2. Produktion und Absatz
	§ 6 Unterstützung von Organisationen
	§ 7 Produkteförderung
	§ 8 * …
	§ 9 Kennzeichnung

	3. Beratung und Betriebe *
	§ 10 Aufgaben des BBZ Arenenberg
	§ 11 Dienstleistungen
	§ 12 * Betriebe

	4. Tierzucht und Tiergesundheit
	§ 13 * …
	§ 14 Gesundheitsdienste

	5. Pflanzenschutz und Pflanzenschutzfonds
	5.1. Pflanzenschutz
	§ 15 * Vollzug, Aus- und Weiterbildung
	§ 16 Kontrollierende Personen
	§ 17 Anordnungen der Flurkommission
	§ 18 Wirtspflanzen
	§ 18a * Überwachung und Bekämpfung des Feuerbrandes
	§ 18b * Überwachung und Bekämpfung des Erdmandelgrases

	5.2. Pflanzenschutzfonds
	§ 19 Zweck
	§ 20 Beitragseinzug, gesamter Beitrag
	§ 21 Beiträge der Gemeinden
	§ 22 Beitragspflicht
	§ 23 Beiträge der Bewirtschaftenden
	§ 24 Ausschluss des Entschädigungsanspruchs
	§ 25 Schätzungskommission
	§ 26 Schadenvergütung
	§ 27 Kürzung oder Verweigerung
	§ 28 Zahlungen an Vorbeugung und Bekämpfung


	6. Vollzug von Bundesrecht
	6.1. Direktzahlungen und Kontrollen *
	§ 29 * Direktzahlungen
	§ 30 * Kontrollen
	§ 30a * Externe Kontrollkosten

	6.2. Weinwirtschaft
	§ 31 * Vollzug
	§ 32 * Rebbaukataster
	§ 33 Neuanpflanzungen *
	§ 34 Erneuerungen
	§ 35 Weinlesekontrolle
	§ 36 * Kontrollierte Ursprungsbezeichnung
	§ 36a * Gebietsbezeichnungen
	§ 36abis * Weinspezifische Begriffe
	§ 36b * Meldepflicht
	§ 36c * Anbaumethoden, Weinbereitung
	§ 36d * Mischverhältnis
	§ 36e * Analyse und sensorische Prüfung
	§ 36f * Ergebnis der Prüfung, Ausschluss
	§ 36g * Kostenpflicht, Gebührentarif
	§ 36h * Grenzübergreifende Rebflächen
	§ 36i * Wein mit Fantasiebezeichnung
	§ 37 * Rebsortenliste, Mengenbegrenzung und Mindestzuckergehalt

	6.3. Investitionskredite und Betriebshilfe
	§ 38 Vollzugsübertragung
	§ 39 Leistungsvereinbarung
	§ 40 Kantonsvertretung
	§ 41 Genehmigungs- und Mitteilungspflicht
	§ 42 Personelles
	§ 43 * Haftung


	7. Schlussbestimmungen
	§ 44 * Übergangsbestimmung
	§ 45 …


